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Es ist ja gang und gäbe, wenn bei Beschlüssen durch Gemeinde-,
Stadt- und Kantonsräte über Lohnerhöhungen (und wenn diese z.
B.  auch  nur  1%  betragen)  für  das  öffentliche  Personal
abgestimmt  wird,  diese  jeweils  mit  «Rücksicht  auf  die
finanzielle  Lage»  gebetsmühlenartig  abgelehnt  werden.

Anders  sieht  es  aber  aus,  wenn  es  dann  um  die  eigenen
Entschädigungen geht – da wird dann mit der grossen Kelle
angerührt – ich zitiere hiermit einen Artikel aus der Zeitung
«Die Ostschweiz» vom 17. Dezember 2019 über den Antrag im St.
Galler  Kantonsrat.  Ausgangspunkt  war  ein  Auftrag  des
Kantonsrats, den das Parlamentspräsidium umsetzte und der nun
von  der  vorberatenden  Kommission  behandelt  wurde.  Es  ging
darum,  die  Entschädigung  der  Kantonsratsmitglieder  zu
überprüfen und dem Parlament eine Anpassung zu beantragen.
Diese soll
auf die Amtsdauer 2020–2024 wirksam werden.

Der  vorliegende  Entwurf  sieht  eine  «moderate  Erhöhung  der
Entschädigungen  für  die  Fraktionen  und  die  Ratsmitglieder»
vor. Bisher hatte das Taggeld 250 Franken betragen, allerdings
unabhängig von der Dauer der Sitzung. Neu soll das Taggeld für
Sitzungen unter zwei Stunden auf 200 Franken reduziert werden,
für  eine  «ordentliche»  Sitzung  liegt  es  neu  aber  bei  400
Franken. Der heutige «Infrastrukturbeitrag» von 1000 Franken –
zum Beispiel für benötigte Geräte oder Materialien – soll von
einer jährlichen Grundentschädigung von 2000 Franken abgelöst
werden. Und auch die Fraktionsentschädigungen sollen steigen.
Unterm  Strich,  so  hat  die  Verwaltung  berechnet,  ist  mit
Mehrkosten  für  den  Staat,  also  für  den  Steuerzahler,  von
jährlich rund 860’000 Franken zu rechnen.

Die  vorberatende  Kommission  hatte  an  der  Vorlage  nichts
Grundsätzliches zu bemängeln. Sie betonte, es gehe darum, dass
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niemand  aus  finanziellen  Gründen  von  der  Ratstätigkeit
ausgeschlossen sei. Die Anforderungen und der Aufwand für das
öffentliche  Amt  würden  «in   der  geltenden
Entschädigungsordnung nicht mehr angemessen abgebildet.» Die
Kommission begrüsst deshalb die vorgeschlagene Aktualisierung
und Erhöhung der Entschädigungen. Diese seien auch mit Blick
auf andere Kantone richtig.

Quizfrage:  Um  wie  viele  Prozente  erhöhen  sich  die
Ratsmitglieder hier die Löhne selbst – ohne dass das Volk (der
Steuerzahler) etwas dazu zu sagen hat? Nicht umsonst gab es
meines Wissens noch nie so viele Kandidaten für den Kantonsrat
wie in diesem Jahr… Für mich ist dies ein Affront gegenüber
den Arbeitnehmenden.


